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Börnsen: Seeunfalluntersuchungsgesetz wird gegen den Willen der Küste durchgesetzt

Ohne Rücksicht auf alle parlamentarischen Regeln hat Rot-Grün heute im Verkehrsausschuss des Deutschen Bundestages das Seeunfalluntersuchungsgesetz durchgesetzt. 

50 Seiten Änderungsanträge von SPD und Bündnisgrünen zum Gesetzentwurf der Bundesregierung lagen der Opposition zu Beginn der Beratung nicht vor. Trotz der Bitte von CDU/CSU und FDP die Debatte auszusetzen, nutzte die Regierungsfraktion ihre Ausschussmehrheit, den Entsurf durchzuboxen. Das Gesetz wird von den Küstenländern abgelehnt, auch von fast allen Fachverbänden an Nord- und Ostsee. Auch die Protestaktionen von Greenpeace am heutigen Tage vor dem Brandenburger Tor hat die Koalition nicht von ihrem Konfrontationskurs abbringen lassen. 

Das neue Gesetz zu Seeunfällen schließt die Öffentlichkeit bei Seeamtsverhandlungen aus. Im Kern geht es um die Abschaffung eines unabhängigen Gerichtsverfahrens zugunsten der Einführung eines rein internen Behördenverfahrens. Damit werden in Zukunft bisher ehrenamtliche Sachverständige vom Verfahren ausgeschlossen. 

Unabhängig davon sieht der Gesetzentwurf die Übertragung von Seeunfall-Untersuchungen von Seeämtern auf Zivil- und Strafgerichte vor. Mit dieser radikalen Neufassung ist das Ende der Seeämter in Norddeutschland vorgezeichnet. Gerade wegen dieser Auswirkungen hatte sich der schleswig-holsteinische Landtag, wie auch Ministerpräsidentin Heide Simonis, gegen das Gesetz aus dem Bodewig-Ministerium gewandt. 

Die Gesetzentwürfe von CDU/CSU und FPD wurden von der Regierungskoalition strikt abgelehnt. Beide Fraktionen hatten darauf hingewiesen, dass andere Länder der EU mit einfachen Rechtsverordnungen eine Anpassung der Seegerichtsbarkeit an europäische Gesetze vorgenommen haben. Das neue Gesetz verdreifacht durch zukünftig hauptamtliche Gutachter die Kosten.

Rotgrün war nicht bereit, mögliche Kompromisse einzugehen. Damit wird in Zukunft auch das neu geschaffene Havariekommando ohne Kontrolle und damit ohne Kritik bleiben. Die fehlende Transparenz, von Greenpeace besonders betont, nimmt dem Koordinierungsamt jegliche Autorität. Der Vorwurf der Opposition, das Seeunfalluntersuchungsgesetz erst nach der Kritik der Seeämter an der dilettantischen Lösung der Pallas-Havarie eingebracht zu haben, wurde nicht entkräftet. Als schwarzen Tag für die Küste wurde die einseitige Entscheidung kritisiert.
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